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Bildungszeitgesetz Baden-Württemberg:
Hinweise zur Anmeldung

1.	 Wieviel Arbeitstage Anspruch habe ich? 
Fünf Arbeitstage pro Kalenderjahr (wer nur an ein-
zelnen Tagen in der Woche arbeitet entsprechend 
anteilig). Auszubildende und Studierende der Dualen 
Hochschule Baden-Württemberg erhalten fünf Arbeits-
tage für den Zeitraum der gesamten Ausbildungszeit. 
Während dieser Zeit wird das Einkommen weiterbe-
zahlt.

2.	 Wie muss ich mich anmelden? 
Die Anmeldung muss schriftlich beim Arbeitgeber 
erfolgen unter Angabe des Seminarinhaltes, des 
zeitlichen Ablaufs und des Namen des Bildungsträgers 
bzw. der Bildungseinrichtung. Alle diese Angaben er-
hältst Du nach der Anmeldung zu unseren Seminaren 
automatisch zugesandt. Ein Antragsformular findest 
Du auch im Internet auf der Seite des Regierungs- 
präsidiums Karlsruhe: www.bildungszeitgesetz.de.

3.	 Wann muss ich dem Arbeitgeber Bescheid geben? 
Spätestens neun Wochen vor Beginn der Maßnahme. 
Der Arbeitgeber muss dann spätestens vier Wochen  
nach Eingang des Antrags mitteilen, wenn er dem An-
trag nicht zustimmt. Reagiert er nicht, gilt die Maßnah-
me als genehmigt.

4.	 Kann der Arbeitgeber ablehnen?
Ja, aber nur aus dringenden betrieblichen Gründen. 
Sollte der Arbeitgeber dies tun, sollte man sich un-
verzüglich an den Betriebsrat des Betriebes oder die 
zuständige IG Metall-Geschäftsstelle wenden.

5.	 Wo melde ich mich an? 
Bei der jeweils zuständigen IG Metall-Geschäftsstelle 
oder bei den zuständigen Gremien im Betrieb.
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Der Landtag hat am 11. März 2015 das folgende Gesetz 
beschlossen:

§ 1 	Grundsätze
(1)	� Die Beschäftigten in Baden-Württemberg haben einen 

Anspruch gegenüber ihrer Arbeitgeberin oder ihrem Ar-
beitgeber auf Bildungszeit. Während der Bildungszeit 
sind sie von ihrer Arbeitgeberin oder ihrem Arbeitgeber 
unter Fortzahlung der Bezüge freizustellen.

(2)	� Die Bildungszeit kann für Maßnahmen der beruflichen 
oder der politischen Weiterbildung sowie für die Quali-
fizierung zur Wahrnehmung ehrenamtlicher Tätigkeiten 
beansprucht werden.

(3)	� Berufliche Weiterbildung dient der Erhaltung, Erneue-
rung, Verbesserung oder Erweiterung von berufsbezo-
genen Kenntnissen, Fertigkeiten, Entwicklungsmöglich-
keiten oder Fähigkeiten.

(4)	� Politische Weiterbildung dient der Information über po-
litische Zusammenhänge und der Mitwirkungsmöglich-
keit im politischen Leben.

(5)	� Die Qualifizierung zur Wahrnehmung ehrenamtlicher Tä-
tigkeiten dient der Stärkung des ehrenamtlichen Enga-
gements. Die Bereiche der ehrenamtlichen Tätigkeiten, 
für deren Qualifizierung ein Anspruch auf Bildungszeit 
besteht, werden durch Rechtsverordnung festgelegt. 
Die Landesregierung wird ermächtigt, den Bereich der 
ehren amtlichen Tätigkeiten, für deren Qualifizierung 
ein Anspruch auf Bildungszeit besteht, durch Rechts-
verordnung zu regeln.

§ 2 	Anspruchsberechtigte
(1)	 Beschäftigte im Sinne dieses Gesetzes sind: 

1.	� Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer, 

2.	� die in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen gleich- 
gestellten Personen sowie andere Personen, die we-
gen ihrer Unselbstständigkeit als arbeitnehmerähn-
liche Personen anzusehen sind. Arbeitnehmerähn-
liche Personen in diesem Sinne sind auch Menschen 
mit Behinderungen im Arbeitsbereich einer aner-
kannten Werkstatt für behinderte Menschen, 

3.	� die zu ihrer Ausbildung Beschäftigten und die Stu-
dierenden der Dualen Hochschule Baden-Württem-
berg, soweit deren Tätigkeitsschwerpunkt im Land 
Baden-Württemberg liegt.

(2)	� Die Regelungen dieses Gesetzes gelten entsprechend für: 
1.	� Beamtinnen oder Beamte im Sinne von § 1 des Landes- 

beamtengesetzes und 
2.	� Richterinnen oder Richter des Landes Baden-Württem- 

berg im Sinne des § 2 Absatz 1 des Landesrichter und 
-staatsanwaltsgesetzes.

§ 3 	Anspruch auf Bildungszeit
(1)	� Der Anspruch auf Bildungszeit beträgt bis zu fünf Ar-

beitstage innerhalb eines Kalenderjahres. Wird regel-
mäßig an weniger als fünf Tagen in der Woche gearbei-
tet, so verringert sich der Anspruch entsprechend.

(2)	� Für Auszubildende und Studierende an der Dualen 
Hochschule Baden-Württemberg beträgt der Anspruch 
fünf Arbeitstage für die gesamte Ausbildungs- oder Stu-
dienzeit, beschränkt auf den Bereich der politischen 
Weiterbildung und der Qualifizierungsmaßnahmen im 
ehrenamtlichen Bereich.

(3)	� Für die Beschäftigten an Schulen, die mit der Unterrich-
tung oder Betreuung von Schülerinnen oder Schülern 
betraut sind, erfolgt eine Freistellung nur in den unter-
richtsfreien Zeiten. Beschäftigte mit Lehraufgaben an 

Hochschulen können ihre Bildungszeit ausschließlich 
in der vorlesungsfreien Zeit in Anspruch nehmen.

(4)	� Erkrankt eine Beschäftigte oder ein Beschäftigter wäh-
rend der Inanspruchnahme der Bildungszeit, so wird bei 
Nachweis der Arbeitsunfähigkeit durch ärztliches Attest 
die Zeit der Arbeitsunfähigkeit nicht auf den Anspruch 
auf Bildungszeit angerechnet.

(5)	� Hat die Beschäftigte oder der Beschäftigte innerhalb 
eines Kalenderjahres den Bildungszeitanspruch nicht 
ausgeschöpft, kann der verbleibende Anspruch nicht 
auf das folgende Kalenderjahr übertragen werden.

§ 4 	Wartezeit 
Der Anspruch auf Bildungszeit wird erstmals nach zwölfmo-
natigem Bestehen des Beschäftigungsverhältnisses erwor-
ben. Schließt sich ein Beschäftigungsverhältnis unmittelbar 
an ein Beschäftigungsverhältnis, ein Ausbildungsverhältnis 
oder ein Studium an der Dualen Hochschule Baden-Württ-
emberg bei derselben Arbeitgeberin oder bei demselben 
Arbeitgeber an, ist für das Entstehen des Anspruchs der 
Beginn des vorhergehenden Beschäftigungs- oder Ausbil-
dungsverhältnisses maßgebend.

§ 5 	Verhältnis der Bildungszeit zu anderen Freistellungen
(1)	� Der nach diesem Gesetz bestehende Anspruch auf Bil-

dungszeit ist ein Mindestanspruch. Andere Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften, Tarifverträge, Betriebsverein-
barungen oder Einzelverträge über Freistellungen zum 
Zwecke der Weiterbildung bleiben davon unberührt.

(2)	� Freistellungen, die aufgrund der in Absatz 1 genannten 
Regelungen erfolgen, werden auf den Anspruch auf Bil-
dungszeit angerechnet, wenn durch sie die Erreichung 
der in § 1 niedergelegten Ziele ermöglicht wird und wäh-
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rend der Freistellung ein Anspruch auf Fortzahlung des 
Entgelts besteht. Eine Freistellung wird nicht angerech-
net, wenn die Weiterbildung der Einarbeitung auf be-
stimmte betriebliche Arbeitsplätze oder überwiegend 
betriebsinternen Erfordernissen dient.

§ 6 	Bildungsmaßnahmen
(1)	� Bildungsmaßnahmen im Sinne dieses Gesetzes müssen 

1.	� mit der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
im Sinne des Grundgesetzes und mit der Verfassung 
des Landes Baden-Württemberg in Einklang stehen, 

2.	� den Themenbereichen des § 1 entsprechen,
3.	� von anerkannten Bildungseinrichtungen im Sinne 

von § 9 durchgeführt werden,
4.	� als Veranstaltungen durchgeführt werden, die durch-

schnittlich einen Unterrichtsumfang von mindestens 
sechs Zeitstunden pro Tag umfassen. Bei mehrtä-
gigen Maßnahmen sind auch Lernformen zulässig, 
die keine Präsenzveranstaltungen sind, wobei die 
Präsenzzeit über wiegen muss.

(2)	� Keine Bildungsmaßnahmen im Sinne dieses Gesetzes 
sind Veranstaltungen, 
1.	� bei denen die Teilnahme von der Zugehörigkeit zu 

einer bestimmten Partei, Gewerkschaft, einem Be-
rufsverband, einer Religionsgemeinschaft oder einer 
ähnlichen Vereinigung abhängig gemacht wird, 

2.	� die unmittelbar der Durchsetzung politischer Ziele 
dienen, 

3.	� die der Erholung, der Unterhaltung, der privaten 
Haushaltsführung oder der Körperpflege dienen,

4.	� die der sportlichen, künstlerischen oder kunsthand-
werklichen Betätigung dienen,

5.	� die dem Einüben psychologischer oder ähnlicher 
Fertigkeiten ohne beruflichen Bezug dienen,

6.	� die dem Erwerb der allgemeinen Fahrerlaubnis oder 
ähnlicher Berechtigungen dienen, 7. die als Studi-
enreise mit überwiegend touristischem Charakter 
durchgeführt werden.

(3)	� Beim Regierungspräsidium Karlsruhe wird eine Schieds-
stelle eingerichtet, welche bei Streitfällen bezüglich der 
grundsätzlichen Bildungszeitfähigkeit einer Weiterbil-
dungsmaßnahme angerufen werden kann. Diese setzt 
sich zusammen aus einer Vertreterin oder einem Ver-
treter des Regierungspräsidiums Karlsruhe als Vorsit-
zender oder Vorsitzendem und jeweils einer Vertreterin 
oder einem Vertreter der Sozialpartner. Die Sozialpart-
ner bestimmen ihre Vertreterin oder ihren Vertreter je-
weils selbst. Alle drei Mitglieder sind stimmberechtigt.
	 Die Schiedsstelle trifft ihre Entscheidung per Mehr-
heitsentscheid. Zur Festlegung ihrer Verfahrensweise 
wird die Schiedsstelle ermächtigt, sich eine Geschäfts-
ordnung zu geben. Sowohl die Arbeitgeberin oder der 
Arbeitgeber, bei welcher oder bei welchem der Antrag 
auf Bildungszeit gestellt worden ist, als auch die An-
tragstellerin oder der Antragsteller sind berechtigt, die 
Schiedsstelle anzurufen. 
	 Die Schiedsstelle kann lediglich bei Unklarheit über 
die grundsätzliche Bildungszeitfähigkeit einer Weiter-
bildungsmaßnahme angerufen werden. 
	 Die Schiedsstelle beurteilt nur, ob die beantragte 
Weiterbildungsmaßnahme grundsätzlich bildungszeit-
fähig ist. Sie beurteilt nicht, ob eine Ablehnung im indi-
viduellen Fall rechtmäßig ist. Ob bei einer beantragten 
Maßnahme im Bereich der beruflichen Weiterbildung im 
individuellen Fall ein Berufsbezug gemäß § 1 Absatz 3 
BzG BW besteht, kann durch die Schiedsstelle nicht 
bewertet werden. Die Beurteilung der grundsätzlichen 
 

Bildungszeitfähigkeit einer Weiterbildungsmaßnahme 
durch die Schiedsstelle ist rechtlich nicht bindend. Vor 
Beschreiten des Rechtsweges ist die Schiedsstelle je-
doch verpflichtend anzurufen. Dies gilt nur bei Fragen, 
die sich auf die grundsätzliche Bildungszeitfähigkeit 
der beantragten Maßnahme beziehen. 
Bei allen anderen Streitigkeiten bezüglich eines Antrags 
auf Bildungszeit kann direkt der Rechtsweg beschritten 
werden. Die Schiedsstelle muss spätestens fünf Wo-
chen nach Eingang des Antrags bei der Arbeitgeberin 
oder dem Arbeitgeber angerufen werden. Die Schieds-
stelle verkündet ihre Entscheidung spätestens eine 
Woche nach Anrufung. Wird die Schiedsstelle erst an-
gerufen, nachdem die Arbeitgeberin oder der Arbeitge-
ber bereits schriftlich oder elektronisch gegenüber der 
Antragstellerin oder dem Antragsteller über den Antrag 
entschieden hat und möchte die Arbeitgeberin oder der 
Arbeitgeber diese Entscheidung nach Entscheidung der 
Schiedsstelle ändern, erfolgt diese Änderung gegen-
über der Antragstellerin oder dem Antragsteller späte-
stens eine Woche nach Entscheidung der Schiedsstelle 
schriftlich oder elektronisch.

§ 7 	Verfahren zur Inanspruchnahme der Bildungszeit
(1)	� Der Anspruch auf Bildungszeit nach diesem Gesetz ist 

gegenüber der Arbeitgeberin oder dem Arbeitgeber so 
frühzeitig wie möglich, spätestens aber neun Wochen 
vor Beginn der Bildungsmaßnahme, schriftlich oder 
elektronisch geltend zu machen.

(2)	� Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber kann den An-
spruch nur ablehnen, wenn dringende betriebliche 
Belange im Sinne des § 7 Bundesurlaubsgesetzes oder 
genehmigte Urlaubsanträge anderer Beschäftigter ent-
gegenstehen.
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(3)	� Als dringender betrieblicher Belang gilt auch, wenn 
im Betrieb der Arbeitgeberin oder des Arbeitgebers 
am 1. Januar eines Jahres insgesamt weniger als zehn 
Personen ausschließlich der zu ihrer Berufsbildung 
Beschäftigten beschäftigt sind oder wenn zehn Prozent 
der den Beschäftigten am 1. Januar eines Jahres zuste-
henden Bildungszeit bereits genommen oder bewilligt 
wurde. Bei der Feststellung der Zahl der beschäftigten 
Personen nach Satz  1 sind Teilzeitbeschäftigte mit ei-
ner regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von nicht 
mehr als 20 Stunden mit der Hälfte und nicht mehr als 
30 Stunden mit Dreiviertel zu berücksichtigen.

(4)	� Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber entscheidet 
über Anträge der Beschäftigten nach Absatz 1 gegen-
über der oder dem Beschäftigten unverzüglich, jedoch 
spätestens vier Wochen nach Eingang des Antrags 
schriftlich oder elektronisch. Teilt die Arbeitgeberin 
oder der Arbeitgeber die Entscheidung nicht innerhalb 
der in Satz 1 genannten Frist formgerecht mit, so gilt die 
Bewilligung als erteilt. Dies gilt nicht, wenn vor Ablauf 
der in Satz 1 genannten Frist die Schiedsstelle angeru-
fen worden ist. In einem solchen Fall entscheidet die 
Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber spätestens eine 
Woche nach Entscheidung der Schiedsstelle schrift-
lich oder elektronisch. Sind im Betrieb der Arbeitge-
berin oder des Arbeitgebers am 1. Januar eines Jahres 
insgesamt weniger als zehn Personen, ausschließlich 
der zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten, beschäftigt, 
entfällt die Pflicht zur schriftlichen oder elektronischen 
Darlegung der Gründe einer Ablehnung. Bei der Fest-
stellung der Zahl der beschäftigten Personen nach 
Satz  6 wird entsprechend Absatz  3 Satz  2 verfahren. 

Satz  6 gilt nicht, wenn die oder der antragstellende 
Beschäftige die schriftliche oder elektronische Darle-
gung der Ablehnungsgründe verlangt. Die Einforderung 
einer schriftlichen oder elektronischen Darlegung der 
Ablehnungsgründe muss innerhalb einer Frist von zwei 
Wochen nach Ablehnung des Antrags schriftlich oder 
elektronisch der Arbeitgeberin oder dem Arbeitgeber 
übermittelt werden.

(5)	� Die ordnungsgemäße Teilnahme an einer Bildungsver-
anstaltung ist der Arbeitgeberin oder dem Arbeitgeber 
gegenüber nach deren Beendigung nachzuweisen. Die 
für den Nachweis erforderlichen Bescheinigungen sind 
den Beschäftigten vom Träger der Bildungsmaßnahme 
zu erteilen. Erfolgt der Nachweis nicht spätestens acht 
Wochen nach Beendigung der Bildungsveranstaltung, 
verlieren die Beschäftigten den Anspruch auf Fortzah-
lung der Bezüge nach § 1 Absatz 1 Satz 2, es sei denn, 
dass sie das Versäumnis der Frist nicht zu vertreten  
haben.

(6)	� Die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber kann in drin-
genden Fällen die Zustimmung zu einer bereits geneh-
migten Inanspruchnahme der Bildungszeit zurückneh-
men, wenn nicht vorhersehbare betriebliche Gründe, 
wie Krankheit anderer Beschäftigter, eingetreten sind, 
deren Vorliegen zum Zeitpunkt des Antrags gemäß Ab-
satz 2 eine Ablehnung ermöglicht hätte. Die durch die 
Ablehnung entstandenen und nachgewiesenen un-
vermeidbaren Kosten der oder des Beschäftigten ein-
schließlich der Stornierungskosten trägt in diesem Fall 
die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber.

(7) 	� Das Wirtschaftsministerium wird er ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung Formulare einzuführen für:

1. die Beantragung von Bildungszeit nach Absatz 1,
2. die Ablehnung eines Antrags nach Absatz 4 sowie
3. den Teilnahmenachweis nach Absatz 5.

Soweit nach Satz 1 Formulare eingeführt sind, müssen diese 
verwendet werden. Die Formulare können sowohl schriftlich 
als auch elektronisch genutzt werden.

§ 8 	Fortzahlung des Arbeitsentgelts,  
Verbot von Erwerbstätigkeit und Benachteiligung
(1)	� Während der Bildungszeit und im Fall der Erkrankung 

während der Bildungszeit wird das Arbeitsentgelt fort-
gezahlt und entsprechend den §§ 9, 11 und 12 des Bun-
desurlaubsgesetzes berechnet.

(2)	� Während der Inanspruchnahme der Bildungszeit darf 
keine dem Zweck dieses Gesetzes zuwiderlaufende  
Erwerbstätigkeit ausgeübt werden.

(3)	� Niemand darf wegen der Inanspruchnahme der Bil-
dungszeit benachteiligt werden.

§ 9 	Anerkannte Bildungseinrichtungen […]

§ 10 Anerkennungsverfahren […]

§ 11 Inkrafttreten
Das Gesetz tritt am 1. Juli 2015 in Kraft.


